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Blutspende. Aufhebung der veralteten und
diskriminierenden Beschr nkungen (Mo.
15.3401)

Gesundheitspolitik

Eine von der BDP-Fraktion bereits 2015 eingereichte Motion zur Blutspende kam im
Frihjahr 2017 ins Parlament. Die Partei forderte eine Aufhebung der veralteten und
diskriminierenden Beschr nkungen fir Homosexuelle. Daflr sollte das HMG und seine
Verordnung geéandert werden. Seit 1977 waren homosexuelle Ménner von der
Blutspende ausgeschlossen. Angesichts der immer wieder monierten mangelnden
Verflgbarkeit von Blut und Blutprodukten sei es unverstandlich, dass heutzutage immer
noch eine Gruppe von potentiellen Spendern systematisch ausgeschlossen werde. Die
Kriterien, geméass welchen eine Person als Spender zugelassen wird oder eben nicht,
seien am Lebenswandel zu messen und nicht an der sexuellen Orientierung.

Der Bundesrat zeigte sich nicht offen gegenlber des Anliegens. Patientensicherheit sei
ein zentrales Anliegen, auch in den Bestimmungen aus der Gesetzgebung. Weiter
vertrat die Regierung die Haltung, dass die Produzenten, respektive die
pharmazeutischen Hersteller - im Falle von Blutprodukten die regionalen
Blutspendezentren - die Verantwortung fur ihre Produkte zu tragen héatten und far
Qualitat und Sicherheit haftbar seien. Swissmedic ist hier die Bewilligung erteilende
Behérde und an sie seien auch Anderungen der genehmigten Verfahren zu richten, was
auf wissenschaftliche Erkenntnisse basierend durchaus moglich sei. Aber es sei
angezeigt, so der Bundesrat weiter, zu verdeutlichen, dass das Risikoverhalten und
nicht die sexuelle Orientierung ein Ausschlusskriterium sein solle. Eine Anpassung
gesetzlicher Grundlagen schloss der Bundesrat jedoch aus.

Anders sah dies der Nationalrat, der die Motion mit 97 zu 89 Stimmen der
Stdndekammer Uberwies. Die BDP engagiere sich fur die LGBT-Community, so ihre
Sprecherin Quadranti (bdp, ZH), und man sei auf ,Unglaubliches gestossen”, als man von
diesen Ausschlusskriterien erfahren habe. Seit der Einreichung der Motion war schon
etwas Bewegung in die Sache gekommen, indem Swissmedic ein Gesuch bewilligt hatte,
mit dem Homosexuelle fur die Blutspende zugelassen werden konnten. Jedoch durfen
Spender geméss Regelung .zwolf Monate vor der Spende keinen Sex mit Mannern”
haben - ein fur die BDP unverstandliches Kriterium, weil hiermit nach wie vor die
sexuelle Orientierung im Vordergrund stehe. Das personliche Risikoverhalten sollte
dagegen als Kriterium in die Waagschale gelegt werden, die Motion sei daher zu stitzen.
Gesundheitsminister Berset verteidigte die ablehnende Bundesratsmeinung und die
von Swissmedic vorgegebene Praxis, die auch in anderen Staaten Usus sei. Linke und
Grine sowie GLP, BDP und die geschlossene CVP-Fraktion obsiegten in der
Gesamtabstimmung. '

Die von der BDP in ihrer Motion geforderte Aufhebung der veralteten und
diskriminierenden Beschr nkungen flr schwule Blutspender war in der Wintersession
2017 im Sténderat traktandiert. Nachdem die grosse Kammer im Frihjahr der Motion
grines Licht gegeben hatte, stellte die SGK des Standerates die Ampel mindestens auf
orange, als sie Ende Oktober ihrem Rat die Ablehnung der Motion empfahl. Die
Kommission folgte damit dem Antrag der Regierung. Die Regelungen zur Zulassung von
Spenderinnen und Spendern zur Blutabgabe zielten auf den Schutz der Patientinnen
und Patienten, die eine Transfusion empfangen wdurden. Es seien bereits
begrissenswerte Anpassungen vorgenommen worden, indem homosexuelle Manner
nicht mehr systematisch ausgeschlossen wirden, erklarte die SGK-SR. Anders
positionierte sich die mit Liliane Maury Pasquier (sp, GE) zwar nur aus einer Stimme
bestehende Kommissionsminderheit. Ihrer Ansicht nach bestehe eine Diskriminierung
aufgrund der sexuellen Orientierung fort, wenn die Kriterien nicht geandert wirden.

Im Plenum gab es eine kurze Debatte dazu. Fur die Kommission sprach ihr Prasident
Graber (cvp, LU), der die Haltung vertrat, dass die Ausschlusskriterien das
Risikoverhalten der Spendenden ins Zentrum stellten und nicht deren sexuelle
Orientierung. Freilich war Maury Pasquier anderer Meinung: Gerade Manner, die in
einer stabilen homosexuellen Beziehung lebten, wirden durch die Regelung
diskriminiert. Bestatigung erhielt sie von Ratskollege Janiak (sp, BL), der seit Jahren in
einer eingetragenen homosexuellen Partnerschaft lebt und - er habe es versucht - von
der Blutspende bis anhin ausgeschlossen wurde. Es sei ,absurd”, dass spendewillige
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homosexuelle Manner abgelehnt wirden. Ohnehin werde jede einzelne Spende getestet
und es sei unwahrscheinlich, dass das alleinige Ausflllen eines Fragebogens
Risikofaktoren bei anderen Spenderinnen und Spendern ausschliesse. Bundesrat Berset
erklarte in seiner Ansprache, dass der Bundesrat zwar die Ablehnung der Motion
beantrage, gleichzeitig aber Uber eine grosse Bereitschaft verflige, eine weitere
Offnung der Kriterien zu erzielen. Im Zentrum stehe immer die Sicherheit der
Empfangerinnen und Empféanger von Transfusionen und dort hinzielend sei eben auch
die Gesetzgebung ausgerichtet. Es war dann die Gesamtabstimmung, mit der die Ampel
schliesslich auf rot gestellt wurde: Das Ratsplenum entschied sich mit 22 zu 17 Stimmen
gegen die Motion, mit der noch keine neue Anpassung weiterverfolgt worden wére.

Der Entscheid sorgte fir méassige mediale Resonanz, wobei jedoch allen voran der
Dachverband der Schwulenorganisationen Pink Cross deutliche Worte fand. Es handle
sich um eine veraltete und diskriminierende Regelung, die damit noch aufrecht
erhalten bleibe. Der Bundesrat stehe in der Pflicht, hier weiter zu moderieren und bei
den entscheidenden Akteuren zu intervenieren. Insofern verlangte Pink Cross auch die
Streichung der Frage zur sexuellen Orientierung aus den Fragebdgen im Vorfeld der
Blutspende. ?

Schwule d rfen Blut spenden

Gesundheitspolitik

Ab Mitte 2017 durfen Schwule wieder Blut spenden. Auf Antrag der Dachorganisation
Blutspende SRK Schweiz hat das Heilmittelinstitut Swissmedic die Kriterien far
Blutspender angepasst und einen seit 1977 geltenden Ausschluss von homosexuellen
Ménnern aufgehoben (resp. "MSM": Ménner, die Sex mit Madnnern haben). Es gibt jedoch
keine generelle Offnung, sondern es gilt nach wie vor eine 12-monatige sexuelle
Enthaltsamkeit als Bedingung. Swissmedic befand damit, dass .diese Anpassung nicht
zu einem erhdhten Risiko fir Empféngerinnen und Empféanger von Bluttransfusionen
fuhren wird.” Mit diesem Schritt kam das Heilmittelinstitut einer Forderung der BDP
zuvor, die als Motion formuliert erst spater im Parlament beraten wurde.

Die Schwulenorganisation Pink Cross zeigte sich erfreut Uber diesen Entscheid,
ausserte jedoch gleichzeitig auch weiteren Handlungsbedarf. Die noch geltende 12-
monatige Hlrde sei diskriminierend und unnétig, so der Verband. Ins Zentrum solle
eine Beurteilung des Risikoverhaltens der Spender (wechselnde Partner, Reisen in
Gebiete mit hohen HIV-Raten) gestellt werden, und nicht die sexuelle Orientierung.
Damit in Zusammenhang mussten auch die im Vorfeld von Blutspenden auszuftllenden
Fragebogen angepasst werden. Ahnlich liess sich das SRK zitieren: Der vorliegende
Entscheid sei als ,Zwischenschritt” zu betrachten. Dass dadurch mehr Blutspenden
erfolgten, wurde indes auch infrage gestellt. Pink Cross-Geschaftsfihrer Baumann
vermutete nicht, dass jemand auf Sex verzichten wirde, bloss um Blut spenden zu
konnen. Dass die sexuelle Orientierung als Hindernis zur Blutspende angefihrt wurde,
war im Juli bei der Umsetzung der Zulassung ein mediales Thema. Dass die Neuerung
noch nicht ausgereift sei, fand auch der ehemalige FDP-Nationalrat Daniel Stolz. Die
neue Regelung sei »ein Witz", so der Basler in der AZ. Mit der noch héangigen BDP-
Motion wird weiterhin tiber diese Sache debattiert werden. *

Sicherstellung der Blutversorgung und
Unentgeltlichkeit der Blutspende

Gesundheitspolitik

Mittels parlamentarischer Initiative wollte Ulrich Giezendanner (svp, AG) Ende 2016 die
Sicherstellung der Blutversorgung und die Unentgeltlichkeit der Blutspende auf
Gesetzesebene erreichen. So sei Ersteres rechtlich kaum geregelt. Es handle sich dabei
zwar um eine «landesweite gesundheitspolitische Aufgabe», flr welche hauptsachlich
das SRK zusténdig sei, jedoch anerkenne der Gesetzgeber den Blutspendedienst nicht
ausdricklich als eine offentliche Aufgabe und es bestehe kein Leistungsauftrag
zwischen dem Bund und der Blutspende SRK Schweiz AG. Dies sei allerdings notwendig,
um die nachhaltige Sicherstellung von Blut und Blutprodukten zu gewahrleisten, zumal
durch die Aufgabenerfullung verursachte ungedeckte Kosten auf diese Weise
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abgegolten werden kénnten. Die Unentgeltlichkeit von Blutspenden sei hinsichtlich
Vermeidung kontaminierter Blutspenden, aber auch aus ethischer Sicht zentral. Es
existiere zwar sowoh! in der Bundesverfassung als auch im Ubereinkommen iiber
Menschenrechte und Biomedizin ein Unentgeltlichkeitsgebot, welches auch fur die
Blutspende gelte, auf Gesetzesebene seien diese Bestimmungen bislang jedoch noch
nicht umgesetzt worden.

Im Januar 2018 beschaftigte sich die SGK-NR mit dem Geschaft. Angesichts des
demographischen Wandels, welcher Engpasse bei der Blutversorgung zur Folge haben
kénne, solle die Blutversorgung als Aufgabe des Bundes definiert werden, wobei die
Aufgabe auch in Zukunft durch eine geeignete Organisation getragen werden kénne. Mit
16 zu 2 Stimmen (bei 5 Enthaltungen) gab die Kommission der parlamentarischen
Initiative Folge. Einstimmig folgte die SGK-SR ihrer Schwesterkommission im Oktober
2018. 4

Im August 2019 entschied sich die SGK-NR dafliir, dass die Umsetzung der
parlamentarischen Initiative ~ Giezendanner (svp, AG) <«Sicherstellung der
Blutversorgung und die Unentgeltlichkeit der Blutspende>» geméss dem eingereichten
Text erfolgen soll. Ende Juni 2020 beugte sich die Kommission erneut Uber den
Vorstoss. Einstimmig beschloss sie, die Verwaltung mit der Erarbeitung eines Entwurfs
zur Verankerung und Erweiterung des bisherigen Finanzhilfesystems bezlglich des
Blutspendewesens zu betrauen. ®

Mit 17 zu 1 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) beantragte die SGK-NR im April 2021 ihrem
Rat, die Behandlungsfrist flr die parlamentarische Initiative Giezendanner (svp, AG) zur
Sicherstellung der Blutversorgung und die Unentgeltlichkeit der Blutspende um zwei
Jahre zu verlangern. Sie hatte im Juni des Vorjahres beim BAG die Ausarbeitung eines
Entwurfs in Auftrag gegeben. Aufgrund der starken Auslastung durch die Covid-19-
Pandemie werde damit gerechnet, dass ein entsprechender Vorentwurf und
erlauternder Bericht erst im Oktober 2021 vorliegen wirden, so die Kommission. ¢

Stillschweigend hiess der Nationalrat in der Sommersession 2021 den Antrag seiner SGK
gut, die Behandlungsfrist der parlamentarischen Initiative Giezendanner (svp, AG)
«Sicherstellung der Blutversorgung und die Unentgeltlichkeit der Blutspende>» um
zwei Jahre zu verl ngern.’

Im November 2021 hiess die SGK-NR den Vorentwurf zur Umsetzung einer
parlamentarischen Initiative von Ulrich Giezendanner (svp, AG) «Sicherstellung der
Blutversorgung und die Unentgeltlichkeit der Blutspende» einstimmig gut, nachdem
sie einen Antrag, welcher ein Diskriminierungsverbot bei der Blutspende durchsetzen
wollte, mit 7 zu 4 Stimmen bei 2 Enthaltungen angenommen hatte.

Am 24. Februar 2022 wurde die Vernehmlassung tber den Entwurf, der eine Anderung
des Bundesgesetzes uber Arzneimittel und Medizinprodukte vorsah, eréffnet. Insgesamt
trafen 43 Stellungnahmen zum Vernehmlassungsentwurf ein. Der Grossteil der Kantone,
die GDK, der SGB sowie die GLP, die Mitte und die SP unterstitzten die Vorlage ohne
spezifische Anderungsvorschlage, fiigten jedoch Kommentare an. Bei den anderen
Vernehmlassungsteilehmenden gab insbesondere die vorgeschlagene Unentgeltlichkeit
der Blutspende zu reden. Der Kanton Zirich erachtete die geforderte Unentgeltlichkeit
bei der Einfuhr von Blut und Blutprodukten aus dem Ausland als hindernd fur die
Bereitstellung einer ausreichenden Zahl an Blutkonserven in der Schweiz. Auch die
Blutspendeorganisationen winschten sich Ausnahmen der Unentgeltlichkeit, unter
anderem im Falle der Einfuhr von Blut mit seltenen Merkmalen zu Forschungszwecken.
Die Kantone Basel-Landschaft und Thurgau schlugen vor, dass bei einem akuten
Engpass Ausnahmen der Unentgeltlichkeit zum Zuge kommen sollten, also auch
entgeltlich gespendete Blutkonserven eingefiihrt werden konnten. Bezlglich des
Diskriminierungsverbots, erachtete es der Kanton Tessin nicht als nétig, die sexuelle
Orientierung spezifisch zu erwéhnen, da der heutige Ausschluss von Mannern, welche
Sex mit Madnnern haben (MSM), nicht durch deren sexuelle Orientierung, sondern durch
das daraus potentiell entstehende HIV-Risikoverhalten gerechtfertigt werde. Der
Kanton Waadt hielt fest, dass bei der vorgesehenen Anderung noch klarer aufgezeigt
werden musse, dass spezifische Sperrfristen fur MSM abgeschafft werden wirden und
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das Sexualverhalten einheitlich, und von der sexuellen Orientierung unabhéngig,
beurteilt  werde. Als  Eingrenzung des noch sehr breit gefassten
Diskriminierungsverbots, schlugen die Grlinen eine individuelle Beurteilung des
Risikoverhaltens von Spenderinnen und Spendern, unabhéngig von deren Geschlecht
und sexueller Orientierung, vor. Auch die GLP und die Mitte kommentierten, dass das
individuelle Risikoverhalten eines Individuums im Vordergrund zu stehen habe,
brachten aber keine spezifischen Vorschlage zur Umsetzung ein. Diese Meinung teilten
auch eine Reihe von LGBTQIA+-Organisationen. Die Blutspendeorganisationen warnten
jedoch, dass ein allgemeines Diskriminierungsverbot in bestimmten Féllen die
Patienten- und Produktsicherheit gefahrden kénne. Andere Teilnehmende der
Vernehmlassung, so auch die Kantone Basel-Stadt und Zlrich, empfanden die Anti-
Diskriminierungsklausel in der Bundesverfassung als ausreichend und wollten darauf
verzichten, das HMG entsprechend zu erganzen. Die SVP winschte sich, dass unter
Einbezug wissenschaftlicher Erkenntnisse der Ausschluss gewisser Personengruppen
von der Blutspende weiterhin moéglich bleibe. Schliesslich dusserten sich auch viele
Vernehmlassungsteilnehmende zur geplanten Finanzhilfe zur Sicherstellung des
sicheren Umgangs mit Blut. Blutspendeorganisationen sprachen sich fur eine starke
Verbindlichkeit bei der Férderung von Finanzhilfen aus; sie wollten aber auch Klarheit
darlber, welche konkreten Leistungen der Bund unterstitze. FDP und SVP verlangten,
dass diese Finanzierungshilfen nur im &dussersten Notfall zum Zuge kommen sollten,
wahrenddem der Kanton St. Gallen an der Effektivitat finanzieller Unterstitzung zur
Verbesserung der Blutspende-Problematik zweifelte.

In Reaktion auf die Vernehmlassungsergebnisse entschied die SGK-NR im August 2022
ihren Entwurf in zwei Punkten anzupassen: Erstens sollten bei der Unentgeltlichkeit der
Blutspende Ausnahmen moglich sein, zweitens solle der Ausschluss von der Blutspende
am individuellen Risikoverhalten festgemacht und wissenschaftlich begriindet werden. ®

Die Umsetzung der parlamentarischen Initiative Giezendanner (svp, AG) zur
Sicherstellung der Blutversorgung und Unentgeltlichkeit der Blutspende schritt Ende
2022 und im Fruhjahr 2023 weiter voran.

Im Dezember 2022 nahm der Bundesrat Stellung zur Vorlage. Er begrisste im Grundsatz
die gesetzliche Verankerung der Unentgeltlichkeit der Blutspende sowie das
Diskriminierungsverbot bei den Ausschlusskriterien der Spenderinnen und Spender; er
schlug bei diesen Artikeln nur wenige kleinere Anderungen vor. Er lehnte jedoch die von
der SGK-NR vorgesehene Verankerung von Finanzhilfen des Bundes im HMG ab, da das
schweizerische Blutspendewesen durch den Verkauf der aus den unentgeltlichen
Blutspenden hergestellten Produkte finanziert werden solle. Des Weiteren sei die
Gesundheitsversorgung Aufgabe der Kantone und nicht des Bundes.

Im Mérz 2023 diskutierte die SGK-NR die Stellungnahme des Bundesrates und nahm alle
Anderungswiinsche mehrheitlich an. Eine Minderheit hatte sich vergeblich dafir
eingesetzt, die Finanzhilfen des Bundes im Gesetz verbleiben zu lassen.

Nachdem die Behandlungsfrist des Geschafts zweimal verlangert worden war, konnte
der Nationalrat in der Sondersession 2023 Uber die Vorlage diskutieren. Brigitte
Crottaz (sp, VD) zog die Minderheit aus der Kommission weiter in den Nationalrat und
setzte sich hier abermals flr die Moglichkeit fur Finanzhilfen von Bundesseite ein, um
die ausreichende Versorgung mit Blutkonserven zu gewahrleisten. Dies unter anderem,
da es sich bei der Finanzhilfe lediglich um eine Kann-Formulierung handle, diese also
nicht umgesetzt werden musse, wenn es nicht noétig sei. Da die parlamentarische
Initiative Giezendanner primar auf die Bereitstellung gentgender Blutkonserven
fokussiere, gebe es durchaus Sinn in Ausnahmeféllen eine Finanzierungsmoglichkeit auf
Bundesebene bereitzustelllen, pflichtete Nationalrat Lorenz Hess (mitte, BE) fur die
Mitte-Fraktion bei. Nach den weiteren Fraktionsvoten und der Stellungnahme von
Gesundheitsminister Berset schritt die grosse Kammer zur Abstimmung. Nachdem
Eintreten ohne Gegenantrag beschlossen wurde, stimmte der Nationalrat mit 101 zu 81
Stimmen flr den Mehrheitsantrag bezlglich der Finanzhilfen und unterstltzte damit
vollumfanglich seine Kommission. Sowohl die geschlossen stimmenden Fraktionen der
FDP und der SVP, als auch die klare Mehrheit der Grinen-Fraktion sprachen sich fur
den Mehrheitsantrag aus. Die Fraktionen der SP, GLP und Mitte unterstitzten dagegen
die Minderheit Crottaz. In der Gesamtabstimmung wurde das Geschéaft einstimmig
angenommen. ’
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In der Herbstsession 2023 war es am St nderat, Uber die parlamentarische Initiative
Giezendanner (svp, AG) mit dem Titel «Sicherstellung der Blutversorgung und
Unentgeltlichkeit der Blutspende» zu befinden. Fir die SGK-SR, welche den Entwurf
im Vorfeld beraten hatte, erklarte Erich Ettlin (mitte, OW), dass sich die Kommission
einstimmig  hinter die vom  Nationalrat  gutgeheissene  Fassung stelle.
Gesundheitsminister Berset unterstitzte die gesetzliche Verankerung der
Kostenfreiheit von Blutspenden und des Diskriminierungsverbots bezlglich der
Ausschlusskriterien. Ohne Gegenantrag trat die kleine Kammer auf das Geschaft ein und
stimmte anschliessend dem Beschluss des Nationalrates zu. Einstimmig nahm das
Stockli den Entwurf auch in der Gesamtabstimmung an. Die Schlussabstimmung fand
noch in der gleichen Session statt. Beide Kammern nahmen den vorliegenden Entwurf
einstimmig an. ™
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